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Geschäftsbereich des Bundesministers für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


1. Abgeordneter 

Karl 

Stockhausen 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, den durch die 
Verwendung von „Kieselrot" aus den ehema- 
ligen Hermann- Göring- Werken in Marsberg 
(Nordrhein-Westfalen) beim Bau von Freizeit- 
anlagen betroffenen Kommunen finanziell zu 
helfen? 


2. Abgeordneter 

Karl 

Stockhausen 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei den ihr direkt 
oder indirekt zugeordneten Dienststellen (Deut- 
sche Bundespost, Deutsche Bundesbahn, Zoll, 
Bundeswehr, Bundesgrenzschutz usw.) Hydrau- 
liköl auf biologischer Basis (beispielsweise 
Rapsöl) einzusetzen, um die Belastung der 
Umwelt zu vermindern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 


3. Abgeordneter 

Eckart 

Kuhlwein 


(SPD) 


Trifft es zu, daß die EG-Kommission die Bundes- 
regierung schriftlich aufgefordert hat, durch eine 
entsprechende Gesetzesänderung sicherzustel- 
len, daß Bewerber und Bewerberinnen aus ande- 
ren Staaten der EG um die Anstellung im Lehramt 
nicht diskriminiert werden, wenn sie die erforder- 
liche Ausbildungsqualifikation besitzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


4. Abgeordnete 
Angela 
Stachowa 

(PDS/Linke Liste) 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung 
zum Umgang mit der freischaffenden künstle- 
rischen Intelligenz der ehemaligen DDR in bezug 
auf eine sozial-gerechte Rentenregelung, die 
auch die in der Vergangenheit gezahlten 
Beiträge - einschließlich der Freiwilligen Renten- 
versicherung (FZR) - berücksichtigt, und wie 
gedenkt sie diese berechtigte Forderung in das 
Renten-Überleitungsgesetz einfließen zu lassen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


5. Abgeordneter 

Joachim 

Tappe 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung im Rahmen ihrer Verant- 
wortlichkeit bereit, im Verlauf der nordhessi- 
schen Streckenabschnitte der A 4/A 7 ein Auto- 
bahngebot für den Güterfernverkehr auszuspre- 
chen, um die LKW im Ost- West- Verkehr zu zwin- 
gen, den zumutbaren Umweg über das Kirch- 
heimer Dreieck zu wählen, um so die hohe Zahl 
von täglich mehr als 3500 LKW im Streckenver- 
lauf der B 7/B 27 spürbar herunterzufahren? 


6. Abgeordneter 

Joachim 

Tappe 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine realistische Mög- 
lichkeit, als ersten Schritt zur Entlastung der leid- 
geprüften Menschen in den Anliegergemeinden 
an der B 7 zwischen Kassel und Eisenach, die 
täglich mehr als 20000 KFZ-Fahrbewegungen 
ertragen müssen, ein Nachtfahrverbot für LKW 
auf der B 7 im oben genannten Streckenabschnitt 
auszusprechen, wie es bereits für die B 27 
zwischen Fulda und Göttingen gilt? 


7. Abgeordnete 

Ulrike 

Mehl 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung in dem von der 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion, dem Land 
Niedersachsen, der Bezirksregierung Weser- 
Ems, dem Landkreis Emsland und der Stadt Pa- 
penburg erarbeiteten Kompromiß zum Ausbau 
der Ems unter Einbeziehung einer Umweltver- 
träglichkeitsprüfung für tragfähig, und sind bzw. 
werden dafür Bundesmittel zur Verfügung ge- 
stellt? 


8. Abgeordnete 

Ulrike 

Mehl 

(SPD) 


Hält der Bundesminister für Verkehr, Dr. Günther 
Krause, es für den richtigen Stil, auf mein Schrei- 
ben an ihn erst nach acht Wochen, bei mehrma- 
liger Nachfrage, zu reagieren, und lehnt Bundes- 
minister Dr. Günther Krause die Annahme der 
Unterschriftenliste zur Erhaltung des Wasser- 
straßenmaschinenamtes Rendsburg ab? 


9. Abgeordnete 

Ingrid 

Walz 

(FDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Verfas- 
sungsmäßigkeit von Nahverkehrsabgaben als 
Mittel der Verkehrslenkung in Ballungsgebieten 
als „Haltermodell'', als „Einwohnermodell” und 
den damit verbundenen Einkünften für das Land? 


10. Abgeordnete 

Ingrid 

Walz 

(FDP) 


Wann ist eine Nahverkehrsabgabe - gleichgültig 
in welcher Form - als Lenkungsabgabe zulässig, 
wenn keine öffentlichen Nahverkehrssysteme als 
Alternativen vorhanden sind oder z. B. von 
Behinderten nicht benutzt werden können? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


11. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die vom 
Bund bereitgestellten Liquiditätshilfen zur Woh- 
nungsbewirtschaftung bis Ende Mai 1991 in 
Mecklenburg- Vorpommern nicht zur Auszah- 
lung gekommen sind, und welche Gründe gibt es 
dafür? 


12. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 


Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
ergreifen, um die u. a. in einem Brief des Bundes- 
ministeriums für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau vom 24. April 1991 angekündigten 
Soforthilfen zur Liquiditätssicherung aus dem 
Fonds „Deutsche Einheit" den Wohnungsbau- 
gesellschaften und anderen Vermietern zu- 
gänglich zu machen? 


13. Abgeordneter 

Otto 

Schily 

(SPD) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Ge- 
samtkosten der durchgeführten und noch durch- 
zuführenden Maßnahmen zur Asbestsanierung 
in öffentlichen und privaten Gebäuden der Bun- 
desrepublik Deutschland? 


14. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(FDP) 


Inwieweit werden im Rahmen der Stadt- und 
Dorfsanierung und beim städtebaulichen Denk- 
malschutz im Rahmen des Gemeinschaftswerkes 
„Aufschwung-Ost" in den einzelnen neuen Bun- 
desländern die Sanierung bzw. Renovierung von 
Gastronomiebetrieben berücksichtigt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


15. Abgeordnete 

Ursula 

Burchardt 

(SPD) 


Wie lange dauert in der Regel nach neuesten 
Erkenntnissen der Bundesregierung die Umset- 
zung der aus Mitteln des Bundesministeriums für 
Forschung und Technologie geförderten Abfall- 
vermeidungs- und Abfallverwertungstechniken 
von der Entwicklung bis zur Anwendung im groß- 
technischen Maßstab? 


16. Abgeordnete 

Ursula 

Burchardt 

(SPD) 


Welche Hemmnisse sind der Bundesregierung 
bekannt, die die Umsetzung verzögern? 
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17. Abgeordnete 

Edelgard 

Bulmahn 

(SPD) 


18. Abgeordnete 

Edelgard 

Bulmahn 

(SPD) 


Trifft der Bericht der „Welt" vom 14. Juni 1991 zu, 
daß die Forschungseinrichtungen in den alten 
Bundesländern in den kommenden Jahren mit 
erheblichen Mittelkürzungen seitens des Bun- 
desministers für Forschung und Technologie 
rechnen müssen und daß hinsichtlich der Groß- 
forschungseinrichtungen sogar darüber nach- 
gedacht werde, die einzelnen ‘ Großforschungs- 
einrichtungen zum Abschluß vop Sozialplänen zu 
ermächtigen? 

Mit welcher Zielsetzung und anhand welcher 
Kriterien will die Bundesregierung die For- 
schungslandschaft neuordnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 


19. Abgeordneter 
Dietrich 
Austermann 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß - trotz anderslautender 
Beschlüsse und Stellungnahmen in Gremien des 
Deutschen Bundestages - vom Bundesministe- 
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit Verein- 
barungen mit der Volksrepublik China außerhalb 
des Umweltbereiches, der Armutsbeseitigung 
und der Wirtschaftsreform abgeschlossen oder 
vorbereitet werden, um die Einrichtung einer 
Amoniakfabrik, einer LKW- Fabrik und einer 
Reifenfabrik mit deutscher Unterstützung zu 
ermöglichen? 


20. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Welche Begriffsbestimmungen, Zusammen- 
hänge bzw. Kriterien meint die Bundesregierung, 
wenn sie im Zusammenhang mit der Vergabe von 
Entwicklungshilfeleistungen von „ungerechtfer- 
tigt hohen Rüstungsausgaben" spricht? 


21. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Wann und mit wem fanden in der Zeit von Juni 
1989 bis heute entwicklungspolitische Regie- 
rungskonsultationen bzw. sonstige Gespräche 
mit chinesischen Verantwortlichen in Deutsch- 
land bzw. in China selbst statt? 


22. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung vor Beginn der vom 3. bis 
5. Juni 1991 in Bonn stattgefundenen Regie- 
rungsverhandlungen mit Marokko die Ermitt- 
lungsergebnisse von amnesty international über 
die Lage der Menschenrechte in Marokko einge- 
holt und zum Gegenstand der Erörterungen im 
Zusammenhang mit der entwicklungspolitischen 
Zusammenarbeit dieses Landes gemacht, und 
wenn ja, zu welchen konkreten Ergebnissen im 
Hinblick auf eine verbesserte Respektierung der 
Menschenrechte haben die Regierungsverhand- 
lungen geführt? 
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23. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung vor Beginn der vom 
11. bis 13. Juni 1991 in Bonn stattgefundenen 
Regierungsverhandlungen mit der Türkei die 
Ergebnisse von amnesty international über die 
Lage der Menschenrechte in der Türkei eingeholt 
und zum Gegenstand der Erörterungen im 
Zusammenhang mit der entwicklungspolitischen 
Zusammenarbeit dieses Landes gemacht, und 
wenn ja, zu welchen konkreten Ergebnissen im 
Hinblick auf eine verbesserte Respektierung der 
Menschenrechte haben die Regierungsverhand- 
lungen geführt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


24. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für denkbar, daß 
durch die Finanzzuweisungen der Bundesrepu- 
blik Deutschland an den Staat Israel im Zusam- 
menhang mit dem Golfkrieg die derzeitige inten- 
sive Kriegführung des Staates Israel im Süd- 
libanon begünstigt wird? 


25. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionslos) 


Wie gedenkt die Bundesregierung auf das Strate- 
giepapier des Zentralkomitees der KPDSU (vgl. 
FAZ vom 7. Juni 1991), welches von Präsident 
Gorbatschow gebilligt wurde und in dem eine 
politische und psychologische Beeinflussung der 
ehemaligen Mitgliedstaaten des Warschauer 
Paktes festgelegt ist, zu reagieren? 


26. Abgeordneter 

Dr. Hermann 
Scheer 

(SPD) 


Für welchen Zeitpunkt erwartet die Bundesregie- 
rung den Beginn von amerikanisch- sowjetischen 
SNF (Short Nuclear Forces)-Verhandlungen? 


27. Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 


Welche eigenen Zeitvorstellungen vertritt die 
Bundesregierung in den Gremien des Bündnisses 
bezüglich des Beginns amerikanisch-sowje- 
tischer SNF-Verhandlungen? 


28. Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 


Treffen Berichte zu, wonach die amerikanische 
Regierung in Erwägung zieht, auf amerikanisch- 
sowjetische SNF-Verhandlungen zu verzichten? 


29. Abgeordnete 

Katrin 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Wie ist der Stand der bündnisinternen Beratun- 
gen über amerikanisch- sowjetische SNF-Ver- 
handlungen hinsichtlich ihrer Gegenstände, Ziel- 
stellungen und des Geltungsbereiches des ange- 
strebten Abkommens? 
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30. Abgeordnete 

Katrin 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für erforderlich, bei 
den amerikanisch-sowjetischen SNF-Verhand- 
lungen nicht nur über die Beseitigung der land- 
gestützten SNF-Systeme, sondern auch über die 
luftgestützten SNF-Systeme zu verhandeln, und 
wenn ja, mit welchem Ziel? 


31. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung in 
der Vergangenheit ergriffen, um zu erreichen, 
daß den ca. 2 Millionen Flüchtlingen aus Ruanda 
von der dortigen Regierung ermöglicht wird, in 
ihre Heimat zurückzukehren, und was gedenkt 
die Bundesregierung in Zukunft zu tun, um 
diesem Ziel näherzukommen? 


32. Abgeordneter In welchem Umfang wird Ruanda mit Mitteln aus 

Horst dem Bundeshaushalt unterstützt? 

Sielaff 

(SPD) 


33. Abgeordneter 

Norbert 

Gansei 

(SPD) 


Welche Erklärungen haben sowjetische Stellen 
über Lagerung und Abzug von sowjetischen 
Atomwaffen und Trägersystemen auf dem Gebiet 
der früheren DDR abgegeben, und welche 
Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die 
Glaubwürdigkeit dieser Erklärungen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


34. Abgeordneter 

Eckart 

Kuhlwein 

(SPD) 


Welche Änderungen des Status der Lehrer hält 
die Bundesregierung für erforderhch, um der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
zu entsprechen, nach der die Beschränkung des 
Zugangs zum öffentlichen Dienst der Mitglieds- 
länder (Artikel 48 Abs. 4 EWG-Vertrag) nur bei 
„hoheitlichen Aufgaben", nicht jedoch für das 
Lehramt an staatlichen Schulen gilt? 


35. Abgeordnete 

Uta 

Würfel 

(FDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß 1974 eine Unterrichtsschwester mit der Ein- 
gruppierung nach Krankenhaustarif Kr VII über 
der Beitragsbemessungsgrenze lag und dieselbe 
nun leitende Unterrichtsschwester, eingruppiert 
nach Kr IX und 17 Jahre älter, heute nicht mit 
ihrem Gehalt die Beitragsbemessungsgrenze 
der Krankenkasse erreicht? 


36. Abgeordnete 

Uta 

Würfel 

(FDP) 


Zu welchem Handeln veranlaßt die Bundesregie- 
rung die Tatsache, daß das Gehalt der Kranken- 
pflegepersonen weit hinter der Lohn- und 
Gehaltsentwicklung anderer Berufe zurück- 
geblieben ist? 
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37. Abgeordneter 

Meinrad 

Belle 

(CDU/CSU) 


Wie ist der derzeitige Sachstand der Gespräche 
zwischen dem Bund und den einzelnen Bundes- 
ländern über den Vorschlag des Bundesministers 
des Innern, neu einreisende Asylbewerber 
zentral unterzubringen und nach Prüfung bei 
offensichtlich unbegründetem Asylantrag von 
dort unmittelbar abzuschieben? 


38. Abgeordneter 

Meinrad 

Belle 

(CDU/CSU) 


39. Abgeordnete 

Bärbel 

Sothmann 

(CDU/CSU) 


Wie ist der Stand der Gespräche zur Vereinheit- 
lichung des Asylrechts im Rahmen der Verhand- 
lungen zur Realisierung des Schengener Abkom- 
mens, und wann wird mit den Gesprächen zur 
Harmonisierung des Asylrechts in Europa im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaft begon- 
nen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch die 
Zahl der nicht anerkannten und nach dem Aus-, 
ländergesetz abzuschiebenden Asylbewerber ist, 
die allein aus dem Grund nicht in ihre Heimat- 
länder zurückgeschickt werden können, weil sie 
keine oder zweifelhafte Ausweispapiere besit- 
zen? 


40. Abgeordnete 

Bärbel 

Sothmann 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Zahl der aus oben genanntem Grund 
nicht abschiebbaren Asylbewerber zu vermin- 
dern bzw. welche unterstützenden Maßnahmen 
kann und wird die Bundesregierung - angesichts 
der Länderkompetenz beim Vollzug des Aus- 
ländergesetzes - zur Lösung dieses Problems 
ergreifen? 


41. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Trifft es zü, daß der ehemalige Chef der Bereit- 
schaf tspolizei der DDR und der Stellvertreter für 
Kader und Sicherheit nach dem 3. Oktober 1990 
für das Bundesministerium des Innern tätig 
waren bzw. tätig sind, und inwieweit entsprechen 
Behauptungen der Realität, wonach Stasi-Offi- 
ziere der Stasi-Hauptabteilung Personenschutz 
sowie Angehörige des ehemaligen Sonderein- 
satzkommandos (SEK) ebenfalls beim Bundes- 
ministerium des Innern beschäftigt werden? 


42. Abgeordneter 

Dr. Nils 

Diederich 

(Berlin) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß gegen Ende des Zweiten Welt- 
krieges große Teile des Bestandes der Deutschen 
Staatsbibliothek in Berlin (Unter den Linden) aus- 
gelagert und heute in Krakau/Polen in die dortige 
Universitätsbibliothek eingegliedert sind, und 
gibt es bereits Gespräche über eine mögliche 
Rückgabe dieser Bestände, analog der Lage bei 
den Kunstsch ätzen, die in der Sowjetunion 
lagern? 


43. Abgeordneter 

Friedhelm Julius 
Beucher 

(SPD) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
getroffen, um die Verpfhchtungen aus dem Arti- 
kel 39 Abs. 3 des Einigungsvertrages - „für eine 
Übergangszeit bis zum 31. Dezember 1992 unter- 
stützt der Bund den Behindertensport" - zu erfül- 
len? 
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44. Abgeordneter 

Friedhelm Julius 
Beucher 


(SPD) 


Wie steht die Bundesregierung zur Forderung des 
Landessportbundes Brandenburg nach einem 
zweiten zentralen Bundesleistüngszentrum für 
den Behindertensport in der Sportschule Lindow? 


45. Abgeordneter 

Ludwig 

Stiegler 

(SPD) 


Wie stellt sich die Bundesregierung die Abwick- 
lung der kulturellen und sozialen Zonenrandför- 
derung im Zeitraum der mittelfristigen Finanz - 
Planung vor, und welche Beträge sind nach der 
Ressortplanung bisher dafür in den kommenden 
Haushaltsjahren dafür eingesetzt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


46. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 

Meyer 

(Ulm) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
nach der Einführung eines Straftatbestandes der 
„Geldwäscherei" in der Schweiz (Artikel 305 
schweizerisches StGB) und in anderen westeuro- 
päischen Ländern im Jahre 1990 die Gefahr 
besteht, daß vermehrt Gelder aus dem internatio- 
nalen Drogenhandel und anderen Bereichen der 
organisierten Kriminalität in der Bundesrepublik 
Deutschland angelegt werden, wo es bisher 
keinen entsprechenden Straftatbestand gibt? 


47. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 

Meyer 

(Ulm) 

(SPD) 


48. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(FDP) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, daraus Konse- 
quenzen zu ziehen und die Verpflichtungen aus 
den von ihr getragenen Übereinkommen, Emp- 
fehlungen und Richtlinien der UNO, des Europa- 
rates, der Europäischen Kommission und der EG 
trotz der Bedenken des Kreditgewerbes endlich 
zu erfüllen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob im Hinblick 
auf die durch Aktenfunde belegten Zwangsadop- 
tionen in der ehemaligen DDR staatsanwalt- 
schaftliche Ermittlungen eingeleitet wurden, und 
denkt die Bundesregierung vor diesem Hinter- 
grund gesetzliche Maßnahmen einzuleiten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


49. Abgeordneter 

Klaus 

Harries 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 
Vielzahl von Subventionen und Förderungspro- 
grammen in den neuen Bundesländern, die ins- 
besondere für die Städte, Kreise und Gemeinden 
unübersichtlich bis verwirrend sind, bald- 
möglichst zu straffen und zu vereinfachen? 
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50. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionslos) 


Treffen Mitteilungen zu, wonach der Militärhaus- 
halt der Sowjetunion in diesem Jahr um über 20 % 
ansteigt, und wie läßt sich gegebenenfalls diese 
Tatsache mit den deutschen Zahlungen an die 
Sowjetunion vereinbaren, die in diesem Jahr eine 
Größenordnung von voraussichtlich 70 Milliar- 
den DM erreichen werden? 


51. Abgeordneter 

Otto 

Schily 

(SPD) 


Zu welchem Zeitpunkt will die Bundesregierung 
den beabsichtigten Subventionsabbau von 
10 Milliarden DM „kassenwirksam" werden 
lassen? 


52. Abgeordnete 

Dr. Margrit 
Wetzel 

(SPD) 


In welcher Höhe wurden aus dem Etat Kommuna- 
les Investitionsprogramm (insbesondere Schulen, 
Krankenhäuser, Altenheime) „Gemeinschafts- 
werk Aufschwung-Ost" in Höhe von 5 Mrd. DM 
Mittel für den kommunalen Straßenbau verwen- 
det? 


53. Abgeordnete 

Sabine 
Leutheusser- 
Schnarrenb erger 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Privatisie- 
rungsauftrag der Treuhand im Bereich Fremden- 
verkehr auf die Ferienheime der Betriebe der 
NVA und der verschiedenen Sondervermögen 
sowie die Gästehäuser des Minsterrates der 
ehemaligen DDR zu erweitern? 


54. Abgeordnete 

Sabine 

Leutheusser- 

Schnarrenberger 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, innerhalb der 
Treuhand die Zuständigkeit für die Privatisierung 
aller touristischen Objekte zu zentralisieren 
- und zwar möglichst beim Koordinator Fremden- 
verkehr - und dessen Stellung innerhalb der 
Treuhand durch Zuordnung eines adäquaten 
Mitarbeiterstabes zu stärken? 


55. Abgeordneter 

Ludwig 

Stiegler 

(SPD) 


56. Abgeordneter 

Dietmar 

Schütz 

(SPD) 


57. Abgeordneter 

Dietmar 

Schütz 

(SPD) 


Welche zusätzlichen personellen Möglichkeiten 
für die Grenzübergänge Waldhaus und Furth im 
Wald sieht die Bundesregierung auf der Grund- 
lage des verabschiedeten Bundeshaushalts, und 
welche Chancen eröffnet er, den Beförderungs^ 
stau dort aufzulösen? 


Steht die Bundesregierung jetzt nicht mehr zu 
ihrer mit den Regierungschefs der Länder getrof- 
fenen Übereinkunft vom 12. Dezember 1989 - die 
vor Ort durch den damaligen Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft, Jürgen W. Mölle- 
mann, bekräftigt wurde - Studentenwerken ehe- 
malige Kasernen zu günstigen Kpnditionen zur 
Verfügung zu stellen? 


Wie soll im Kaufvertrag mit dem britischen Inve- 
stor sichergestellt werden (z. B. durch Begren- 
zung der Höchstmiete etc.), daß der Investor 
- wie in der Presse angekündigt - dort 270 Stu- 
dentenwohnungen bauen wird? 
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58. Abgeordneter 

Gerhard 

Schulz 

(Leipzig) 

(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 

Gerhard 

Schulz 

(Leipzig) 

(CDU/CSU) 


60. Abgeordnete 

Elisabeth 

Grochtmann 

(CDU/CSU) 


61. Abgeordnete 

Elisabeth 

Grochtmann 

(CDU/CSU) 


62. Abgeordneter 
Reiner 
Krziskewitz 

(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 

Reiner 

Krziskewitz 

(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 
Gunnar 
Uldall 

(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 
Gunnar 
Uldall 

(CDU/CSU) 


Wieviel Personal wird in den neuen Bundeslän- 
der benötigt zur ordnungsgemäßen Erhebung der 
Vermögen- und Gewerbekapitalsteuer, falls 
das Steueränderungsgesetz 1991 am Bundesrat 
scheitert? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglich- 
keiten, qualifiziertes Personal für die Erhebung 
der Vermögen- und Gewerbekapitalsteuer in den 
neuen Bundesländern zur Verfügung zu stellen, 
falls das Steueränderungsgesetz 1991 am Bun- 
desrat scheitert? 


Auf welcher Grundlage würde - angesichts der 
z. Z. fehlenden Einheits werte - die Erhebung der 
Vermögen- und Gewerbekapitalsteuer in den 
neuen Bundesländern erfolgen, falls das Steuer- 
änderungsgesetz 1991 am Bundesrat scheitert? 


Müßte die Vermögen- und Gewerbekapital- 
steuer von den Betrieben in den neuen Bundes- 
ländern auch rückwirkend gezahlt werden, falls 
das Steueränderungsgesetz 1991 am Bundesrat 
scheitert? 


Mit welchen Anlaufzeiten rechnet die Bundes- 
regierung bis zu einer gleichmäßigen, ordnungs- 
gemäßen Erhebung der Vermögen- und Ge- 
werbekapitalsteuer in den neuen Bundesländern, 
falls das Steueränderungsgesetz 1991 am Bun- 
desrat scheitert? 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Erhe- 
bungsaufwand für die Vermögen- und Gewerbe- 
kapitalsteuer in den neuen Bundesländern im 
Vergleich zu anderen Steuern? 


Wie hoch wäre die Belastung von Betrieben in 
den neuen Bundesländern durch die Vermögen- 
und Gewerbekapitalsteuer bei durchschnittlicher 
Kapitalausstattung und 1000/5000 Mitarbeitern, 
falls das Steueränderungsgesetz 1991 am Bun- 
desrat scheitert? 


Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts der 
derzeitigen Ertragslage der Unternehmen in den 
neuen Bundesländern die Gefahr, daß Arbeits- 
plätze durch die Erhebung von Vermögen- und 
Gewerbekapitalsteuer abgebaut werden müssen, 
falls das Steueränderungsgesetz 1991 am Bun- 
desrat scheitert? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


66. Abgeordneter 

Wolf gang 
Meckelburg 

(CDU/CSU) 


67. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 

68. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


69. Abgeordneter 

Jürgen 

Türk 

(FDP) 


70. Abgeordneter 

Jürgen 

Türk 

(FDP) 


71. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(FDP) 


72. Abgeordnete 

Dr. Sigrid 
Semper 

(FDP) 


73. Abgeordnete 

Dr. Sigrid 
Semper 

(FDP) 


Wie verhält sich die Bundesregierung zu Vor- 
schlägen, Unternehmen, die bisher in der reinen 
Kohleförderung und -Verwertung tätig sind, bei 
deren Bemühen zu fördern, wie andere Energie- 
konzerne auch neue Märkte in anderen Berei- 
chen zu erschließen, und ist sie bereit, rechtliche 
und praktische Hindernisse, die dabei im Wege 
stehen, umgehend zu beseitigen? 


Von welchen Ländern sind der Bundesregierung 
gegenüber Klagen über Folgen der westlichen 
Sowjetunion-Hilfe für die eigenen Handelsbezie- 
hungen mit der Sowjetunion geäußert worden? 

Welche Konzepte verfolgt die Bundesregierung, 
damit durch ihre Hilfen an die Sowjetunion keine 
negativen Folgen für die gewachsenen Wirt- 
schafts- und Handelsbeziehungen zwischen den 
osteuropäischen Ländern und der Sowjetunion 
entstehen können? 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, z. B. 
für den Spreewald, im Rahmen von Püotprojekten 
ein auch touristisch konzipiertes, umweltver- 
trägliches, traditionsgebundenes und den Mittel- 
stand förderndes, wirtschaftlich attraktives 
Leistungsangebot zu initüeren und sowohl finan- 
ziell als auch ideell zu unterstützen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, Anerkennungen von Kur- und Badeorten 
und die damit verbundenen Investitionen wie 
z. B. den Ausbau der Übernachtungskapazitäten 
und der Infrastruktur möglichst schnell umzuset- 
zen, und in welchem Rahmen ist sie bereit, diese 
zu unterstützen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, besondere kulturelle Wegstrecken wie z. B. 
die Sächsische Silberstraße überregional 
bekanntzumachen und für den Tourismus zu 
erschließen? 

Welche Maßnahmen sind bei der regionalen 
Wirtschaftsförderung im Rahmen des Gemein- 
schaftswerkes „Aufschwung-Ost" zur Stärkung 
der Fremdenverkehrsbranche vorgesehen, und 
wie verteilen sich diese Maßnahmen auf die 
einzelnen Bundesländer? 

In welchem Umfang werden bei der Investitions- 
mittelvergabe die traditionellen gastronomischen 
Gepflogenheiten der Region berücksichtigt bzw. 
ein enger landsmannschaftlicher und kultureller 
Bezug sichergestellt? 
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74. Abgeordnete 

Dr. Gisela 
Babel 

(FDP) 


75. Abgeordneter 

Josef 

Grünbeck 

(FDP) 


76. Abgeordneter 

Josef 

Grünbeck 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
vorhandenen Übersichten über die bereitgestell- 
ten Fördermittel den Anforderungen der 
Existenzgründer und Investoren gerecht werden, 
und welche Konsequenzen zieht sie aus vorge- 
tragener Kritik wie z. B. im Rahmen der internen 
Anhörung der Fraktion der FDP „Fremdenver- 
kehrstag Aufschwung-Ost"? 

Welche Maßnahmen sind bei der beschleunigten 
Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur im Rah- 
men des Gemeinschaftswerkes „Aufschwung- 
Ost" für einen umweltfreundlichen Tourismus 
vorgesehen, und auf welcher Höhe belaufen sich 
die Investitionen, bezogen auf jedes einzelne 
neue Bundesland? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswir- 
kungen der extrem günstigen Wechselkurse und 
damit verbundenen Kaufkraftvorteile für West- 
Touristen bei Reisen in die benachbarten osteuro- 
päischen Länder für den deutschen Tourismus, 
insbesondere in den neuen Bundesländern? 


77. Abgeordneter 

Dr.Olaf 

Feldmann 

(FDP) 


78. Abgeordneter 

Dr. Olaf 
Feldmann 

(FDP) 


In welcher Weise ist die Bundesregierung aktiv 
an Bemühungen beteiligt, den Aufbau einer 
touristischen Infrastruktur in den neuen Bundes- 
ländern zwischen den einzelnen Landesregierun- 
gen zu koordinieren, und inwieweit wird dabei 
der Erstellung flächendeckender Landschafts- 
pläne sowie länderüb ergreifender Tourismusent- 
wicklungspläne Rechnung getragen? 

Mit welchen Maßnahmen unterstützt die Bundes- 
regierung die Regierungen der neuen Länder 
beim Aufbau von Fremdenverkehrsreferaten 
sowie bei der Erstellung touristischer Entwick- 
lungspläne? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


79. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, Artikel 3 aus der 
Verordnung (EWG) Nr. 570/88 der Kommission 
vom 16. Februar 1988 und der dazugehörigen drei 
Nachsätze des Bundesministers der Finanzen in 
der Fragestunde des Deutschen Bundestages vor- 
zulesen und anschließend in allgemein verständ- 
licher Sprache darzulegen, was Artikel 3 bedeu- 
tet? 


80. Abgeordneter Welche Bundesminister haben am Zustandekom- 

Peter men dieser EG-Verordnung mitgewirkt? 

Conradi 
(SPD) ' 
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81. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Trifft es zu, daß auch nach Herstellung der deut- 
schen Einigung der Kartoffeltransport (sowohl 
der Speisekartoffeln als auch der weiterverarbei- 
teten Produkte) nach Berlin staatlich gefördert 
wird, und wenn ja, in welcher Höhe bzw. auf 
welchen Berechnungsgrundlagen erfolgen die 
Bezuschussungen? 


82. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, daß 
eine Transportbegünstigung der Kartoffelliefe- 
rungen aus den alten Bundesländern nach Berlin 
zu Wettbewerbsbenachteihgungen der Kartoffel- 
wirtschaft in den neuen Bundesländern führt, vor 
allem, wenn man die ohnehin bestehenden 
Absatzschwierigkeiten der neuen Bundesländer 
berücksichtigt? 


83. Abgeordneter 

Harald B. 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach ihi Raum 
Kehl 18 Schafe mit bis zu SOfach erhöhten PCB- 
Werten verendet sind? 


84. Abgeordneter 

Harald B. 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Besteht nach Auffassung der Bundesregierung 
ein Zusammenhang zwischen dem Schafsterben 
und der PCB-Belastung, und sind der Bundes- 
regierung ähnhche Fälle von Tiersterben 
bekannt? 


85. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
beim Kehler Schafsterben verendeten Tiere in 
der Abluftzone der Straßburger Giftmüllverbren- 
nungsanlage TREDI, der Straßburger Klär- 
schlammverbrennungsanlage und der Badischen 
Stahlwerke geweidet haben, und sieht die 
Bundesregierung einen möglichen Zusammen- 
hang zwischen diesem Umstand und der Ursache 
des Schafsterbens? 


86. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


Wird sich die Bundesregierung daran beteiligen, 
den möglichen Ursachenzusammenhang zwi- 
schen der PCB -Anreicherung in Tieren und der 
Abluft von Emittenten zu klären, und sich auf 
internationaler Ebene dafür einsetzen, die PCB- 
Werte zu senken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


87. Abgeordnete 

Ursula 

Schmidt 

(Aachen) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß der Oberbefehlshaber der chile- 
nischen Streitkräfte und ehemalige Diktator 
Chiles, General Augusto Pinochet, am 23. Mai 
1991 zwei Stunden den VIP-Service im Frank- 
furter Flughafen auf Kosten des Bundesministers 
der Verteidigung genoß? 
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88. Abgeordnete 

Ursula 

Schmidt 

(Aachen) 

(SPD) 


Wenn ja, welche Begründung führt die Bundes- 
regierung für diese zuvorkommende Behandlung 
eines Gewaltherrschers an - vor allem im 
Hinblick darauf, daß andere demokratische Staa- 
ten Europas Pinochet die Einreise verweigert 
haben? 


89. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Wie stellt sich die Bundesregierung die weitere 
Entwicklung der Universitäten der Bundeswehr 
unter den Bedingungen der neuen Struktur der 
Bundeswehr vor? 


90. Abgeordneter 

Dr. Hartmut 
Soell 

(SPD) 


Wie viele Atomsprengköpfe der nuklearen Artil- 
lerie, nuklearer Kurzstreckenraketen bzw. luft- 
gestützter Systeme lagern zur Zeit in der Bundes- 
republik Deutschland? 


91. Abgeordneter 

Dr. Hartmut 
Soell 

(SPD) 


Welche Systeme, die für einen Einsatz als nukle- 
are Abstandswaffen in Europa im Rahmen der 
NATO geeignet sind, werden zur Zeit in den USA 
entwickelt, und wieweit ist diese Entwicklung 
fortgeschritten? 


92. Abgeordneter 

Walter 

Kolbow 

(SPD) 

93. Abgeordneter 

Walter 

Kolbow 

(SPD) 


94. Abgeordnete 

Uta 

Zapf 

(SPD) 

95. Abgeordnete 

Uta 

Zapf 

(SPD) 

96. Abgeordneter 

Horst 

Jungmann 

(Wittmoldt) 

(SPD)' 


97. Abgeordneter 

Horst 

Jungmann 

(Wittmoldt) 

(SPD) 

98. Abgeordneter 

Dr. Hermann 

Scheer 

(SPD) 


Existieren Planungen der NATO oder der USA, 
den Nuklearwaffenbestand in der Bundesrepu- 
blik Deutschland unabhängig von amerikanisch- 
sowjetischen SNF (Short Nuclear Forces)-Ver- 
handlungen zu verändern? 

Sollen die landgestützten Nuklearwaffen- 
bestände in der Bundesrepublik Deutschland 
auch unabhängig von amerikanisch- sowjeti- 
schen SNF-Verhandlungen verringert oder be- 
seitigt werden? 

Hält es die Bundesregierung für erforderlich, daß 
die NATO über nukleare Ab Stands waffen ver- 
fügt? 


Hält es die Bundesregierung für erforderlich, 
nukleare Abstandswaffen in der Bundesrepublik 
Deutschland zu stationieren? 


Wann sollen nach den Planungen der NATO 
nukleare Abstandswaffen in der Bundesrepublik 
Deutschland stationiert werden, bzw. wann soll 
über eine mögliche Stationierung solcher nuklea- 
ren Ab Stands Waffen in der Bundesrepublik 
Deutschland entschieden werden? 

Wieweit ist innerhalb der NATO der Planungs- 
prozeß bezüglich der Stationierung nuklearer 
Abstandswaffen in Europa fortgeschritten? 


Bedarf die auf der jüngsten Tagung der NATO- 
Verteidigungsminister beschlossene „Rapid 
Reaction Force" einer nuklearen Abdeckung, 
und wenn ja, mit welchen Mitteln soll diese ge- 
währleistet werden? 
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99. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Sowjetunion jetzt 
oder in absehbarer Zeit für fähig und willens, 
einen Überraschungsschlag gegen die Bundes- 
republik Deutschland oder den Westen zu füh- 
ren? 


100. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 

101. Abgeordneter 

Albrecht 

Müller 

(Pleisweiler) 

(SPD) 


102. Abgeordneter 

Albrecht 

Müller 

(Pleisweiler) 

(SPD) 


103. Abgeordnete 

Lydia 

Westrich 

(SPD) 


Gibt es oder gab es mit der Sowjetunion Gesprä- 
che darüber, die Tiefflugübungen simultan ein- 
zustellen? 


Was sind die Gründe dafür, daß über weiten Tei- 
len der Pfalz in den letzten zehn Tagen in uner- 
träglichem Maß und bis in die Nacht hinein wie- 
der militärischer Tiefflug geübt wird - übrigens 
auch über der Stadt Ludwigshafen, wie Augen- 
zeugen berichten? 

Gibt es Anzeichen dafür, daß eine Bedrohungs- 
situation vorliegt, die die Tiefflugvorbereitung 
auf einen Überraschungsschlag des Ostens und 
für ein tiefes Eindringen in den Raum des (nicht 
mehr vorhandenen) Warschauer Pakts nötig 
macht? 

Welchen Anteil haben die Alliierten zur Zeit an 
den Tiefflugübungen über der Pfalz und über der 
Bundesrepublik Deutschland insgesamt? 


104. Abgeordnete 

Lydia 

Westrich 

(SPD) 


Wie begründen die Allüerten gegenüber der 
Bundesregierung die Fortsetzung ihrer Tiefflug- 
übungen, und wie kontrolliert die Bundesrepu- 
blik Deutschland die Einhaltung der 300 m- 
Grenze? 


105. Abgeordneter 

Norbert 

Gansei 

(SPD) 


Warum hat die Bundesregierung einer Feststel- 
lung im Gemeinsamen Kommunique des Vertei- 
digungsplanungsausschusses und der nuklearen 
Planungsgruppe der NATO vom 28. /29. Mai 1991 
zugestimmt, nach der „die endgültige Vernich- 
tung der im INF-Vertrag erfaßten amerikani- 
schen und sowjetischen Flugkörper nunmehr 
vollzogen wurde", obwohl 24 vom INF-Vertrag 
erfaßte SS 23-Flugkörper sowjetischer Herkunft 
seit dem Tage der deutschen Einheit der Ver- 
fügungsgewalt der Bundesregierung unterliegen 
und bis heute nicht vernichtet worden sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie und Senioren 


106. Abgeordnete 

Dr. Helga 
Otto 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die finanzielle Lage der Träger der Freien 
Wohlfahrtsverbände in den neuen Bundes- 
ländern zu verbessern - besonders auch unter 
dem Blickwinkel der Notwendigkeit, sie in die 
Lage zu versetzen, die Kindergärten und Kinder- 
krippen zu erhalten - und die katastrophale Situ- 
ation in diesen Einrichtungen in den neuen 
Bundesländern zu verbessern? 
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107. Abgeordnete 

Dr. Helga 
Otto 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die 
Bank für Sozialwirtschaft mit finanziellen Mitteln 
auszustatten, so daß sie in die Lage versetzt wird, 
den freien Wohlfahrtsverbänden der neuen 
Bundesländer Kredite zu gewähren? 


108. Abgeordneter 

Adolf 

Ostertag 

(SPD) 


109. Abgeordneter 

Adolf 

Ostertag 

(SPD) 


Wann gedenkt die Bundesregierung hinsichtlich 
der immer drängender werdenden Problematik 
der Anrechnung der häuslichen Pflegehilfe der 
Krankenkassen auf das Pflegegeld nach § 69 
BSHG endlich im Rahmen einer Gesetzesände- 
rung R^chtsklarheit zu schaffen mit dem Ziel, daß 
die Träger der Sozialhilfe im Interesse der Betrof- 
fenen, die dringend auf die ihnen zustehende 
gesetzliche Hilfe angewiesen sind, bundesein- 
heitlich verfahren können, und wie bewertet sie 
die derzeitige Anrechnungspraxis unter dem 
Gesichtspunkt, daß die neue Pflegehilfe nach 
dem SGB V §§ 53 bis 57 von ihr selbst immer als 
ergänzend gekennzeichnet wurde, was sich auch 
im Text des § 55 SGB V niederschlägt? 

Über welche Informationen verfügt die Bundes- 
regierung bezüglich der Anzahl der Klageverfah- 
ren hinsichtlich der Anrechnung des Kranken- 
kassen-Pflegegeldes auf das Pflegegeld nach 
dem Bundessozialhilfegesetz, getrennt nach Bun- 
desländern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheit 


HO. Abgeordnete 

Antje- Marie 
Steen 

(SPD) 


' 111. Abgeordnete 

Antje-Marie 

Steen 

(SPD) 


112. Abgeordneter 

Dr. Reinhard 
Meyer zu Bentrup 

(CDU/CSU) 


113. Abgeordneter 

Dr. Reinhard 
Meyer zu Bentrup 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, 
ob, vor allem durch den grenzüberschreitenden 
Verkehr, die AIDS-Erkrankungen und der Dro- 
genkonsum in Großstädten wie Frankfurt/Oder, 
Leipzig, Berlin, Rostock oder Dresden zugenom- 
men haben? 

Was unternimmt die Bundesregierung über die 
üblichen finanziellen Hilfen hinaus, um den 
betroffenen Ländern in der Arbeit von Prävention 
und Aufklärung zu helfen und durch besondere 
Maßnahmen zu unterstützen? 

Welche Erfahrungen liegen der Bundesregierung 
in bezug auf die Erfüllung der Vorversicherungs- 
zeiten zur Gewährung von Leistungen bei 
Schwerpflegebedürftigkeit im Rahmen des 
Gesundheits-Reformgesetzes vor? 

Beabsichtigt die Bundesregierung auf Grund der 
gemachten Erfahrungen, die Anspruchsvoraus- 
setzungen für die Gewährung von Leistungen bei 
Schwerpflegebedürftigkeit im Sinne der Betroffe- 
nen zu verbessern? 
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114. Abgeordneter 
Dr. Dietrich 
Mahlo 

(CDU/CSU) 


Welche Beweise hat die Bundesministerin für 
Gesundheit, Gerda Hasselfeldt, für die von ihr 
wiedergegebene Beobachtung, daß von den 
{doch wohl öffentlichen?) Geldern für Investitio- 
nen für Schulen, Altenheime und Krankenhäuser 
nur 25 % in diese Einrichtungen fließen und der 
Rest im Straßenbau, auf Festgeldkonten oder 
anderswo landet?- 


115. Abgeordneter 

Dr. Dietrich 
Mahlo 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen sind inzwischen getroffen 
worden, um zweck- und pflichtwidrige Verwen- 
dungen von öffentlichen Investitionsgeldern der 
genannten Art unverzüglich zu korrigieren? 


116. Abgeordnete 

Verena 

Wohlleben 

(SPD) 


Wie weit ist die Bundesregierung in ihren Vor- 
bereitungen zur Änderung des § 31 1 Abs. 1 Buch- 
stabe c SGB V, womit Beschränkungen bei der 
Krankenversicherung von Arbeitnehmern aus 
den alten Bundesländern, die in den neuen 
Bundesländern einer Beschäftigung nachgehen 
und unter 2 250 DM verdienen, aufgehoben 
werden sollen, damit diese Regelung wie in der 
Fragestunde am 27. Februar 1991 angekündigt, 
zum 1. Juli 1991 in Kraft treten kann? 


Bonn, den 14. Juni 1991 
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